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Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlägen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie über die Einzeiheiten der Verwirkiichung der 
Niederiassungsfreiheit und des freien Dienstieistungsverkehrs für einige 
seibständige Tätigkeiten auf dem Gebiet des Steuerwesens 

eine Richtlinie über die Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen für 
einige Tätigkeiten auf dem Gebiet des Steuerwesens 

eine Empfehlung des Rates betreffend das Großherzogtum Luxemburg 
- Drucksache VI/2568 - 


A. Problem 

Die Berechtigung zur Steuerberatung ist in den Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Gemeinschaft unterschiedlich geregelt. 
Zu den Zielen des EWG-Vertrages gehört auch die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und eines freien Dienst- 
leistungsverkehrs. Danach dürfen eine fremde Staatsangehö- 
rigkeit oder ein ausländischer Wohnort keine Hinderungs- 
gründe sein. Dagegen sind Kriterien festzulegen, nach denen 
ein gleichwertiger Ausbildungsstand zu beurteilen ist. 


B. Lösung 

Die Richtlinienvorschläge sehen Regelungen für die außer- 
gerichtliche Steuerberatung vor, nach denen Beschränkungen 
nach der Staatsangehörigkeit oder einer Residenzpflicht zu be- 
seitigen sind. Auf Grund eines Katalogs entsprechender Be- 
fähigungsnachweise und hinsichtlich weiterer Zulassungsvor- 
aussetzungen sollen ausländische Urkunden gegenseitig aner- 
kannt werden. 
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Der Ausschuß hat sich der Stellungnahme des Bundesrates an- 

geschlossen, wonach 

— Berufsordnung und Berufsgerichtsbarkeit des Aufnahme- 
staates für fremde Staatsangehörige gelten sollen, 

— die Befugnisse auf die Beratung im Dienstleistungsverkehr 
und auf die Beratung über das Recht des Heimatlandes, 
eines Drittlandes und das internationale Steuerrecht be- 
schränkt sein sollen, 

— aus dem Katalog der gleichwertigen Befähigungsnachweise 
solche Prüfungszeugnisse herausgenommen werden sollen, 
die bei uns nicht zur selbständigen Berufsausübung aus- 
reichen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

unwesentlich 
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A. Bericht des Abgeordneten von Bockeiberg 


Die bereits in der 6. Wahlperiode dem Deutschen 
Bundestag zugegangene Vorlage — Drucksache 
VI/2568 — wurde in der 7. Wahlperiode durch 
Schreiben des Präsidenten des Deutschen Bundes- 
tages vom 8. Februar 1973 an den Finanzausschuß 
federführend und an den Ausschuß für Wirtschaft 
mitberatend überwiesen. Der Finanzausschuß hat 
über die Vorlage am 13. November 1974 beraten 
und sich der Stellungnahme des Bundesrates vom 
3. März 1972 — Bundesratsdrucksache 509/71 Be- 
schluß — ■ angeschlossen. Der Ausschuß für Wirt- 
schaft hat sich dieser Stellungnahme angeschlossen. 

Gegen den Richtlinienvorschlag bestehen aus deut- 
scher Sicht mehrere Bedenken. Würden die Richt- 
linien in der vorgelegten Reform verwirklicht, so 
würde die deutsche Rechtsordnung für die berufliche 
Steuerberatung mittelbar entwertet. Dabei ist auch 
zu berücksichtigen, daß zwischenzeitlich die Anfor- 
derungen an die berufliche Steuerberatung durch 
das Zweite Gesetz zur Änderung des Steuerbera- 
tungsgesetzes vom 11. August 1972 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1401) erhöht worden sind. 

Der Ausschuß konnte bei seiner Beratung auf fol- 
gende Stellungnahme des Bundesrates zurückgrei- 
fen: 

„1. Zum ersten Richtlinienvorschlag 

Artikel 4 sollte dahin ergänzt werden, daß eine 
etwaige Berufsordnung und Berufsgerichtsbarkeit 
in einem Aufnahmestaat auch für die Staatsan- 
gehörigen der anderen Mitgliedstaaten im Falle 
der Niederlassung oder Erbringung von Dienst- 
leistungen gelten. 

Allein durch die in Artikel 4 vorgesehene Kam- 
merzugehörigkeit ist noch nicht die Verpflich- 
tung zur Einhaltung der Berufspflichten gewähr- 
leistet. Die Berufspflichten sind für die Bundes- 
republik Deutschland im Steuerberatungsgesetz, 
insbesondere in § 22 ff. enthalten. Die Gültigkeit 
solcher berufsgesetzlichen Vorschriften des Auf- 
nahmelandes für die Angehörigen steuerberaten- 
der Berufe aus anderen EWG-Staaten ist ebenso 
erforderlich wie die Klarstellung, daß die Ange- 
hörigen anderer EWG-Staaten im Aufnahmeland 


den dort geltenden Vorschriften über die Berufs- 
gerichtsbarkeit unterliegen. 

II. Zum zweiten Richtlinienvorschlag 

1. Zu Artikel 2 sollte die frühere Fassung wie- 
derhergestellt werden. Danach war der An- 
wendungsbereich der Übergangsmaßnahmen 
auf folgende Tätigkeiten begrenzt: 

— Ausübung der Steuerberatung im Dienst- 
leistungsverkehr; 

— Beratung über das Recht des Heimatlan- 
des, eines sonstigen Landes außer dem 
Aufnahmeland oder über internationales 
Steuerrecht (also keine Befugnis zur Be- 
ratung über das Recht des Aufnahmelan- 
des). 

Die vorliegende Fassung der Vorschrift geht 
demgegenüber von der Vergleichbarkeit der 
Diplome der EWG-Mitgliedstaaten aus, die 
aber wegen der starken Unterschiedlichkeit 
der nationalen Steuersysteme sowie der Aus- 
bildungsgänge nicht besteht. 

2. Die Liste der in A.rtikel 2 vorgesehenen Be- 
fähigungsnachweise sollte wie folgt richtig- 
gestellt werden: 

Zum Abschnitt „Deutschland'': 

a) Im 5. Gedankenstrich muß statt der Ersten 
die Zweite Juristische Staatsprüfung ge- 
nannt werden. 

b) Der 6. und 7. Gedankenstrich sind zu strei- 
chen, da die dort genannten Diplome in 
Deutschland nicht zur tatsächlichen und 
rechtmäßigen Ausübung der Steuerbera- 
tung als Selbständiger oder in leitender 
Stellung mit persönlicher Berufsverant- 
wortung, wie in Artikel 2 Abs. 2 vorge- 
sehen, berechtigen." 

Der Ausschuß hat sich dieser Stellungnahme in 
vollem Umfang angeschlossen und empfiehlt, die 
Bundesregierung dringend zu bitten, auf eine ent- 
sprechende Änderung der Richtlinien hinzuwirken. 


Bonn, den 9. Dezember 1974 


von Bockeiberg 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von der Vorlage — Drucksache VI/2568 — Kenntnis zu nehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird dringend gebeten, auf eine Änderung der Richt- 
linien entsprechend den Vorschlägen des Bundesrates hinzuwirken. 

Bonn, den 9. Dezember 1974 

Der Finanzausschuß 

Frau Funcke von Bockeiberg 

Vorsitzende Berichterstatter 
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